
Nr. 11
Juni 2020

INHALT:
1 Kritik am Rückholungsplan
2  Rückholungsplan rechtlich 

nicht abgesichert 
 Ausbreitungsrechnung  

umgestellt!
3  Bergrecht problematisch
 Atommüll-Inventar von Asse II
 Atommüll-Transporte
4 Störfallanalyse „Feuer“
 A2K in Berlin und Hannover
 Der A2K vor Ort in Remlingen 

und Wolfenbüttel

Mönchevahlberg

Groß Vahlberg

Weferlingen

Groß Denkte

Wittmar

Klein Denkte

Klein Vahlberg

Remlingen

Dettum
Freizeit- und 
Bildungszentrum

Sottmar

Wendessen

Berklingen

SemmenstedtKlein Biewende

Neindorf

Hedwigsburg

Wolfenbüttel

Timmern

Schöppenstedt

Uhrde

Asse II (2 + 4)

Braunschweig

Helmstedt

Asse 1

Asse 3

Bismarckturm

Vogelschutzteiche

A2K fordert größere Abstände zu Zwischenlager und Konditionierungsanlage

1,4km

0,9km

0,36km

Groß Biewende

BGE Zwischenlagerstandorte     
sind zu dicht an der  
Wohnbebauung           

Kissenbrück

Wo bleibt der faire Zwischenlager-Vergleich?

0,44km

0,8kmBei allen Störfall-Szenarien    
nehmen die Strahlenbelastungen 
erst über 4 km Abstand vom 
Zwischenlager deutlich abΦ DǊŀŦƛƪ м

Kritik des Asse II-Koordinationskreises (A2K) 
am BGE-Rückholungsplan

Der A2K weist den BGE-Rück-
holungsplan als fehlerhaft und 
unzureichend zurück.
A2K: Erst zehn Jahre nachdem der 
damalige Betreiber - das Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) sich für die 
Rückholung des Atommülls aus Asse 
II ausgesprochen hat, wurde nun am 
17. April 2020 der Rückholplan von der 
Bundesgesellschaft für Endlagerung 
(BGE) vorgestellt. Doch dieser Plan 
ist nur eine Konzeptplanung, das be-
deutet er ist noch weit weg von einer 
Ausführungsplanung. Die Berichte, 
Studien und BGE-Vorstellungen zur 
Rückholung wurden nur aneinander 
gereiht. Eine professionelle Projektpla-
nung (z.B. Netzplantechnik) ist nicht 
erkennbar.
Kein Atommüll an Wohngebiete!
- Der faire Zwischenlagervergleich fehlt 
immer noch!
BGE begründet das Zwischenlager 
an der Asse mit falschen Werten
Der A2K sieht die Auswahl des Zwi-
schenlagers an der Asse als eine po-
litische Standortbestimmung. Es ist 
nicht das Ergebnis eines wissenschaft-
lichen Vergleiches verschiedenartiger 
Standorte. 

Der Betreiber nennt falsche Ent-
fernungen im Rückholungsplan. 
Vom Zwischenlager bis zu den Orten 
Remlingen, Wittmar, Groß Vahlberg, 
Klein Vahlberg und Mönchevahlberg  
wären angeblich Entfernungen / Ab-
stände von 0,9 bis 5 km vorhanden. 
Doch einen Abstand von 5 km gibt es 
zu den genanntn Orten nicht. 
Der Standort 5 liegt weit unter 0,5 km 
vor Remlingen (siehe Grafik 1).
Überhöhte Annahmen der Trans-
portbelastungen für das Personal. 
Die radioaktiven Belastungen für die 
Anwohner des Zwischenlagers mit 
Konditionierungsanlage sind viel höher, 
als im Rückholungsplan dargestellt. 

Der Standort des Zwischenlagers 
an der Asse wird nur mit der Ge-
genüberstellung der Direktstrahlung 
von Atommüll-Transporten (von der 
Asse weg) und dem Zwischenlager 
(an der Asse) begründet. Das ist 
völlig unzureichend. 
Nicht so sehr durch Direktstrah-
lung, sondern viel stärker werden 
die Anwohner eines Zwischen-
lagers (inkl. Konditionierungs-
anlage) über die Ableitungen ra-
dioaktiver Substanzen belastet.  
Mit überhöhter Annahme der 
Transportbelastungen soll 
wohl die Bevölkerung ge-
täuscht werden (siehe Seite 3).  
Auch fehlt die Berücksichtigung der 
Dauerbelastung über Jahrzehnte 
durch ein Zwischenlager (inkl. Kon-
ditionierungsanlage), da es hierfür 
kein Endlager gibt.
Der faire Zwischenlager- 
Vergleich fehlt. 
Die BGE hat den Beschluss der 
Asse 2 Begleitgruppe (A2B) von 
Juli 2014 ignoriert. Dieser fordert ei-
nen Vergleich zwischen Asse-nahen 
Zwischenlagerstandorten einerseits 
und andererseits mindestens zwei 
konkreten Asse-fernen Zwischenlager-

standorten mit größeren Abständen zur 
Wohnbebauung von ca. 4 km (z.B. auf 
bundeseigenen Liegenschaften). 
Es fehlt im Zwischenlagervergleich 
eine korrigierte Störfallbetrachtung. Die 
Werte der radioaktiven Belastungen 
durch einen Störfall wurden zu gering 
angenommen. Hierbei fehlt der ge-
samte mittelradioaktive Atommüll (ca. 
16.000 Fässer) und die Belastungen 
aus der Konditionierungsanlage.
Störfallbetrachtung
Die Tendenzen aus der BfS-Störfall-
betrachtung bei einem Brand im Zwi-
schenlager wurden bei der Auswahl 
des Zwischenlagers nicht berücksich-
tigt.  Diese  Tendenzen  belegen,  dass 

mit einem größeren Abstand ab 4 km 
mehr Sicherheit für Anwohner gege-
ben ist (siehe Seite 4).  
Rückholung 
Minimierung der Strahlenbelastungen 
durch Messen und Beproben unten im 
Bergwerk fehlt. 
Die BGE geht in ihrer Planung da-
von aus, dass der Atommüll unten im 
Bergwerk in eine Transportverpackung 
kommt. Doch erst später sollen Mes-
sungen und Probenahmen im Zwi-
schenlager (incl. Konditionierungsan-
lage) vorgenommen werden. Hierbei 
müssten dann Atommüllbehälter noch 
mal geöffnet werden. Dies bedeutet 
eine zusätzliche radioaktive Belastung 
für die Anwohner durch Freisetzungen 
über die Abluft.
Der Betreiber erläutert in seinem 
Rückholungsplan nicht, wie er dem 
Minimierungsgebot gerecht werden 
will.
Radioaktive Freisetzungen in die Um-
welt sind nach dem Minimierungsgebot 
so weit wie technisch möglich zu mini-
mieren.
Es gibt eine Studie (GNS/WTI) zur 
Rückholung des Atommülls aus Asse 
II, die aufzeigt, wie das Minimierungs-
gebot eingehalten werden kann. In 
dieser Studie wird empfohlen, den 
Atommüll unten im Bergwerk Asse II 
zu messen, Proben zu entnehmen 
und danach den Atommüll unter Tage 
in Transportbehälter zu verpacken.  
Hiernach sollten die Atommüllbehälter 
an der Oberfläche (über Tage) nicht 
mehr geöffnet werden.  

Die wesentlichen Belastungen 
der Anwohner durch Radionukli-
de wurden nicht aufgezeigt. 
Hierzu zählt u.a. die Bewertung der 
Prozesse. Die genaue technische Be-
schreibung der Messungen, Probe-
nahmen, Charakterisierung und Kon-
ditionierung fehlt. Daraus ergeben sich 
aber die radioaktiven Belastungen (z.B. 
Tritium, Radiokohlenstoff) über Abluft 
für die Anwohner und das Personal. 

Die aktuelle Gesetzeslage lässt die 
Rückholung wohl nicht mehr zu.  
Im Rückholungsplan werden die Ge-
nehmigungsfragen angesprochen. 
Doch wie die Rückholung unter der 
aktuellen Gesetzeslage (Atomgesetz 
und Bergrecht) erfolgen könnte wird 
nicht geklärt (siehe Seite 2). Klar ge-
stellt wird aber sehr deutlich im Rück-
holungsplan, dass die Konsequenzen-
analyse sich natürlich nach der neuen 
Strahlenschutzverordnung richtet. Die 
neue Gesetzeslage dürfte die Rück-
holung nicht mehr hergeben, doch 
alle schweigen und keiner sagt etwas 
dazu. 
A2K-Prognose: Rückholung wird 
abgebrochen, wenn das Zwi-
schenlager steht
Nach Errichtung des Zwischenlagers 
dürfte die Rückholung abgebrochen 
werden, da die Rückholung nach ak-
tueller Rechtslage wohl nicht genehmi-
gungsfähig ist. 
Es ist selbst fraglich, ob der leichter zu 
bergende Atommüll der beiden oberen 
Atommüllkammern (in 511 + 725 m Tie-
fe) noch nach der aktuellen Rechtslage 
geborgen werden darf. 
Wozu dann das Zwischenlager 
incl. Konditionierungsanlage? 
Wenn kein oder nur wenig Atommüll 
aus Asse II zurückgeholt wird, dann 
könnte dieses Zwischenlager für an-

deren Atommüll genutzt werden. Als 
Eingangslager für Schacht Konrad?  
Unabhängig davon wird in Deutsch-
land weit mehr schwach- und mittel-
radioaktiver Atommüll anfallen, als 
für Schacht Konrad genehmigt wur-
de (Schätzungen belaufen sich auf 
ca. die doppelte Menge). Für diesen 
Atommüll ist kein Endlager in Sicht.
Umgehungsstraße: 
Ohne derzeit erkennbaren Bedarf steht 
im Bundesverkehrswegeplan eine Um-
gehungsstraße für Wolfenbüttel (B79) 
zur Asse unter „Vordringlicher Bedarf“. 
Auf dieser Straße könnten jedoch 
ab 2030 Atommülltransporte aus der 
ganzen Republik an Wolfenbüttel vor-
bei rollen, um an der Asse konditioniert 
und zwischengelagert zu werden.
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Protestaktion in Berlin mit Präsentation der 28 Grundsatzforderungen des A2K zu Asse II

Blick von Südosten über die Asse „Versturztechnik“ kurz vor Ende der Einlagerung des Atommülls 1978



Entwurf

Die Rückholung ist 
rechtlich  

nicht abgesichert !
mit einer Umlagerung des Atommülls 
in tiefere Asse II-Bereiche und mit der 
Rückholung. Das BfS-Ergebnis: „Nur 
mit der Rückholung kann der Langzeit-
sicherheitsnachweis, nach derzeitigem 
Kenntnisstand, erbracht werden.“
BfS-Ziel ist eine „konservative“ Vorge-
hensweise, um sicherzustellen, dass 
auch unter ungünstigen Umständen 
die Grenzwerte der Strahlenexposition 
eingehalten werden.

2013:  Rückholung steht nun im 
Atomgesetz Lex Asse  
Um die Rückholung zu beschleunigen 
und angeblich mehr Rechtssicherheit 
für die Rückholung zu haben, tritt 2013 
das sogenannte „Beschleunigungs-
gesetz“ Lex Asse in Kraft. Danach ist 
Asse II unverzüglich stillzulegen. Die 
Stilllegung soll nach Rückholung der 
radioaktiven Abfälle erfolgen. 
Doch es heißt auch: Die Rückholung 
sei abzubrechen, wenn deren Durch-
führung für die Bevölkerung, Be-
schäftigten aus radiologischen oder 
sicherheitsrelevanten Gründen (Strah-
lenschutz – Minimierungsgebot, berg-
technische Sicherheit) nicht vertretbar 
ist. 
Sind die Rückholung sowie alle Opti-
onen nur unter Abweichung von ge-
setzlichen Anforderungen möglich, ist 
Asse II nach einer Abwägung der Vor- 
und Nachteile mit der bestmöglichen 
Option stillzulegen (§ 57b Atomge-
setz). 

2015 wird das neue Berechnungsver-
fahren zum Ausbreitungsmodell von 
Radionukliden in die Umwelt für Asse 
II von konservativ auf realistisch umge-
stellt , d. h. mit weniger Sicherheiten. 
Erst im Juli 2017 wird der Parlaments-
bericht „Umweltradioaktivität und Strah-
lenbelastung“ für 2015 veröffentlicht. 
Die Öffentlichkeit wird nicht darüber in-
formiert. Aktuell gibt es nur Berichte bis 
2016 – über drei Jahre Verzug. 
Zusätzlich wird im Berechnungsverfah-
ren die Höhe des Asse II Schornsteins 
(radionuklidhaltige Abluft) deutlich hö-
her eingerechnet als vorhanden. Wer 
bisher nur vor dem Tor von Asse II 
stand, wird den Schornstein nicht se-
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Diese Ableitungswerte der radioaktiven Stoffe mit der Fortluft (Schonstein) in Becquerel (Bq) wurden in der 
Vergangenheit (bis 2014) mit einem konservativen Berechnungsverfahren auf die Belastungen der Bevölke-
rung in Sievert (mSv) umgerechnet. Ab 2015 wurden die Bq-Werte, die sich kaum verändert haben, in den 
Parlamentsberichten mit einem sogenannten „realistischen“ Berechnungsverfahren, d.h. mit weniger Sicher-
heitsreserven in mSv umgerechnet.   

hen können. Er liegt hinter den Gebäu-
den und ist nur 11m hoch. 
Die Werte der radioaktiven Ab-
leitungen werden in Becquerel 
(Bq) gemessen (siehe Grafik 3).  
Danach wird mit Berechnungen und 
vielen Annahmen die Strahlenbela-
stung der Bevölkerung abgeschätzt 
und in Sievert (Sv) angegeben. Säug-
linge sind erheblich empfindlicher auf 
radioaktive Strahlung als Erwachsene 
(siehe Grafik 4).

Strahlenereignis
Einig ist sich die Wissenschaft, dass 
jedes noch so kleine Strahlenereignis 
Krebs auslösen kann. Eine ungefähr-
liche Dosis von Radionukliden gibt es 
nicht. 

Asse II: Die Strahlenbelastungen 
wurden heruntergerechnet 
Durch die neue sogenannte „realis-
tische“ Ausbreitungsrechnung wurde 
die radioaktive Belastung der Bürger 
in Sievert (mSv) für Asse II erheblich 
heruntergerechnet. 
Die Grafiken aus den Parlamentsbe-
richten zeigen nun ca. nur noch ein 
Zehntel der Werte (mSv) zu den Vor-
jahren. Doch tatsächlich haben sich 
die radioaktiven Ableitungen in Bq 
aus Asse II kaum verändert. Was so 
schön aussieht ist wohl nur eine vor-
getäuschte Sicherheit (siehe Grafik 3 
und 4). 

Die neue Strahlenschutzverord-
nung tritt 2019 in Kraft. 
Still und heimlich, in den zugehörigen 
Anlagen der neuen Strahlenschutz-
verordnung versteckt, wird nun offiziell 
das „realistische“ Berechnungsmodell 
(mit weniger Sicherheit und weiteren 
Stellschrauben) rechtlich für alle Ato-
manlagen vorgegeben. Das BfS-Ziel 
der konservativen Vorgehensweise 
von 2010 gilt nicht mehr: Mit dieser 
konservativen Vorgehensweise sollte 
sichergestellt werden, dass auch unter 

ungünstigen Umständen die Grenz-
werte der Strahlenexposition eingehal-
ten werden. 

Weitere Änderungen mit der neu-
en Strahlenschutzverordnung:
-	 die Aufenthaltsdauer (statt das gan-

ze Jahr über 8760 Stunden werden 
nur noch 1760 Stunden jährlich im 
Freien berücksichtigt) 

.	 die Betrachtung des Anbaus von Le-
bensmitteln 

-	 die Anwohnerbelastungen werden 
nicht mehr für den kritischen Auf-
punkt berechnet (Ort mit den höch-
sten radioaktiven Belastungen) 

Nun sind höhere Emissionen zulässig: 
Obwohl die Grenzwerte nicht verändert 
wurden, sind nun bei allen Atomanlagen 
durch das sogenannte „realistische Be-
rechnungsmodell“ höhere Emissionen 
zulässig und damit höhere radioaktive 
Belastungen der Bevölkerung. 
Was man mit Berechnungsverfahren 
so alles machen kann, mit ein paar 
Stellschrauben hier und dort und schon 
kommt wohl das gewünschte Ergebnis 
heraus ... (siehe Grafik 5).
Bei Asse II könnte dies bedeuten, 
dass bei einer neuen Konsequenzen-
analyse mit sog. „realistischer“ Be-
rechnung die Belastungen stark he-
runtergerechnet werden, sodass es 
keine Grenzwertüberschreitungen bei 
dem sog. Notfallkonzept / Flutungs-
konzept mehr gibt. Damit wäre wohl 
der erforderliche Sicherheitsnachweis 
theoretisch erbracht und die Rück-
holung könnte rechtswidrig werden.  
Es ergibt keinen Sinn, einfach so zu 
tun, als hätte sich rechtlich nichts ge-
ändert. Damit versucht man nur die Be-
völkerung für einige Zeit zu täuschen. 
Der A2K fordert die BGE auf, die 
Konsequenzenanalyse jetzt für das 
Notfallkonzept (Vollverfüllung) zu 
veröffentlichen und der Öffentlich-
keit die rechtliche Situation zu er-
klären. 

A2K: Um die Rückholung des Atom-
mülls aus Asse II durchführen zu 
können, muss zuvor die rechtliche 
Situation geprüft und geklärt werden. 
Die Veränderungen im Atomgesetz 
/ Strahlenschutzverordnung (neu ab 
2019) sind gravierend und die Sicher-
heitsvorgaben im Bergrecht können 
wohl auch nicht eingehalten werden. 
BfS 2007: 4-fache Grenzwertüber-
schreitung mit Flutung von Asse II:
Die Gesellschaft für Strahlenfor-
schung (GSF) wollte Asse II mit einem 
Flutungskonzept schließen. Hierbei 
sollten ca. 1,5 Mio. m³ Flüssigkeit in 
den Schacht eingebracht werden. 
Doch 2007 überprüfte das Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) das GSF-Flu-
tungkonzept. Das BfS-Ergebnis war 
erschreckend, denn schon in 150-750 
Jahren könnte es in der Umwelt zu 
einer 4-fachen Grenzwertüberschrei-
tung von Radionukliden kommen (sie-
he Grafik 2). 
Das BfS wies extra noch darauf hin, 
dass die GSF ein „realistisches“ Be-
rechnungsverfahren angewandt hat, 
das aber in Deutschland (2007) nicht 
zulässig ist.

Schließungsvarianten: 
Viele Jahre wurde ein Optionenver-
gleich möglicher Schließungsvarian-
ten für Asse II von aufpASSEn und ab 
2007 auch vom A2K gefordert. 2010 
war es dann soweit, das BfS verglich 
und bewertete das Flutungskonzept 

Der Wind dreht sich...  
Abbruch der Rückholung durch neue Strahlenschutzverordnung und Bergrecht?

Ausbreitungsberechnungsmodell wird von  
„konservativ“ auf „realistisch“ umgestellt 




